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und Polizeiforschung zurückblicken kön-
nen.5 Inzwischen ist das Interesse an wis-
senschaftlichen Ergebnissen in der Poli-
zei groß. Es wird leider nur bedingt durch 
die Einrichtungen der Polizei abgedeckt 
– die Diskussion der Ursachen wird an 
anderer Stelle zu führen sein. Sieht man 
sich beispielsweise die Anzahl der Abon-
nenten des von mir herausgegebenen und 
seit September 2015 neu gestalteten Poli-
zei-Newsletter an (weit über 6.0006), dann 
wird – auch wenn nicht alle Abonnenten 
Polizeibeamte sind – deutlich, dass wis-
senschaftliche Ergebnisse mit Interesse 
zur Kenntnis genommen werden, wenn 
sie entsprechend aufbereitet sind. 
Hier liegt ein Grundproblem im Verhältnis 
von Polizei und Wissenschaft: Die Wissen-
schaft bzw. die Wissenschaftler sind sich oft 
zu schade oder zu bequem, ihre Ergebnisse 
angemessen und verständlich aufzuberei-
ten. Die Polizeipraxis wiederum ist entwe-
der zu überlastet, um sich das Wissen „im 
Original“ zu beschaffen, oder aber man 
scheut die Komplexität und Unsicherheit, 
die dann entsteht: Wie wir alle, so streben 
auch Polizisten nach einer Reduktion der 
Komplexität in ihrem Alltag. In diesem Zu-
sammenhang werden dann auch Meinun-
gen oder Ergebnisse, die unseren Vorstel-
lungen und Einstellungen wiedersprechen, 
ausgeblendet oder gar nicht erst zugelas-
sen. Psychologen nennen dieses Phänomen 
kognitive Dissonanz. 

Schnelles Denken (und Handeln) 
verdrängt langsames Denken
Der israelisch-amerikanische Psycholo-
ge und Nobelpreisträger für Wirtschaft 

Der gestrandete Wal der 
Polizei(wissenschaft)
Ein amerikanischer Polizeiwissenschaftler 
hat die Polizei einmal als „combination of 
extended hierarchies, organizational cul-
ture and the lack of effective management“ 
beschrieben, was dazu geführt habe, dass 
„the police service taking on all the fine 
characteristics of a beached whale“. Dieser 
„gestrandete Wal“ sei unfähig, sich zu be-
wegen.2 Hat sich die Polizei in den letzten 
30 Jahren bewegt, wenn es um Polizeiwis-
senschaft und Polizeiforschung geht? Um 
mein Ergebnis vorwegzunehmen: Ja, sie 
hat sich im Bereich der Polizeiforschung 
bewegen lassen (man hat den Hund quasi 
zum Jagen getragen). Aber sie verweigert 
sich nach wie vor der Polizeiwissenschaft 
– aus ganz unterschiedlichen Gründen. 
Als ich 1992 die Leitung der Hochschule 
der Polizei in Baden-Württemberg über-
nahm (noch heute nennt sie sich übrigens 
camouflierend und grammatikalisch falsch 
„Hochschule für Polizei“3), war Wissen-
schaft für die Polizei unbekanntes Gelände 
(terra incognita) – und für einige sogar ein 
rotes Tuch. Die wenigen deutschen Studi-
en in den 1970er- und 1980er-Jahren über 

Wissenschaft und Polizei –  
ein gestörtes Verhältnis oder 
alles nur Missverständnisse?1 

die Polizei hatten nicht gerade dazu beige-
tragen, das Image der Wissenschaft an sich 
zu verbessern. Ob dies nur vom Zeitgeist 
geprägt oder Ausdruck institutioneller Ig-
noranz war, mag dahinstehen. Bereits da-
mals gab es in der Polizei der Wissenschaft 
gegenüber eine Mischung aus Misstrauen 
(„Wissenschaft weiß alles besser, vor allem 
besser als wir; und sie behauptet dann ggf. 
auch, dass wir Fehler machen“), Unwissen-
heit (Woher auch sollte man wissen, was 
Wissenschaft ist, wenn man nach Volks-
schule und Lehre zum Leiter der Landes-
polizei aufsteigt?) und Arroganz („Nur 
wir wissen, wie es draußen in der Welt zu-
geht“). Dabei hatte die Polizei selbst sich 
forschend betätigt, z. B. Ende der 1970er-
Jahre mit dem selbst in Auftrag gegebenen 
„Saarbrücker Gutachten“, das aber nie ver-
öffentlicht wurde, sondern in den Schub-
laden der Innenministerien verblieb (wohl 
schon damals, weil die Ergebnisse politisch 
unliebsam waren). Auf der Website des Fe-
lix-Verlages steht es übrigens seit einiger 
Zeit online zur Verfügung4.
Das änderte sich erst in den 1990er-Jahren 
vor dem Hintergrund inhaltlicher, struk-
tureller und personeller Änderungen in 
der polizeilichen Aus- und Fortbildung. 
Anders als in anderen Ländern war (bis-
her) in Deutschland kein Polizeiskandal 
Anlass für den Ruf nach einer Verwissen-
schaftlichung der Polizei – darüber soll-
ten wir eigentlich froh sein. Nicht froh 
sein sollten wie aber darüber, dass Poli-
zeiwissenschaft in Deutschland ein Mau-
erblümchendasein führt – im Gegensatz 
zu vielen anderen Ländern, die auf eine 
lange Tradition von Polizeiwissenschaft 
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(2002), Daniel Kahneman, beschreibt in 
seinem Buch „Schnelles Denken, lang­
sames Denken7“ wie unsere Handlungen 
und Entscheidungen durch zwei „Syste­
me“ gesteuert werden: System 1 (schnelles 
Denken) ist für spontane Eindrücke und 
Gefühle zuständig, die die Hauptquel­
len von expliziten Überzeugungen und 
Entscheidungen sind. Es ist das „unwill­
kürliche System“, das intuitive. System 2 
(langsames Denken) hingegen kalkuliert 
rational, berechnet, wägt ab und kann in 
einer geordneten Folge von Schritten Ge­
danken konstruieren. 
Kahmeman hat nun herausgefunden, dass 
die höchst vielfältigen Aktivitäten von Sys­
tem 2 Aufmerksamkeit und Konzentra­
tion erfordern und gestört werden, wenn 
die Aufmerksamkeit abgezogen, durch et­
was anderes gefordert wird oder wenn wir 
unter Stress handeln. Die Leistung von 
System 2 fällt schlechter aus, wenn man 
nicht in der Lage oder nicht bereit ist, sich 
dieser Aufgabe zu stellen; wenn man es 
sich also einfach machen will oder seinem 
intuitiven System 1 blind vertraut (nach 
dem Motto: es wird schon gut gehen, es ist 
bisher ja immer gut gegangen). 
System 2 wird dann (und nur dann!) auf­
gerufen, wenn System 1 keine Lösung für 
ein Problem bereithält. Es wird auch ak­
tiviert, wenn ein Ereignis registriert wird, 
das gegen das Weltmodell von System 1 
verstößt.  
Aktivitäten, die hohe Anforderungen an 
System 2 stellen, erfordern Selbstkon­
trolle. Selbstkontrolle ist erschöpfend und 
unangenehm. Eigentlich sollte System 2 
ständig System 1 kontrollieren. Aus ver­
schiedenen Gründen aber tendieren wir 
dazu, System 2 hier und da „abzuschal­
ten“ – aus (Denk-)Faulheit, aus situati­
ver Überlastung, aus Inkompetenz – aber 
auch aus Angst davor, dass System 2 uns 
darüber belehren könnte, dass die Ent­
scheidung, die das intuitive System 1 ge­
troffen hat, falsch ist (oder war). 
Zumindest schutzpolizeiliches Handeln 
wird weitestgehend vom System 1 gesteu­
ert. Handlungsroutinen entwickeln sich 
durch Erfahrung und werden oftmals un­
reflektiert abgerufen, auch, weil spontan 
Entscheidungen getroffen werden müs­
sen, die kein langes „Nachdenken“ erlau­
ben. Es wäre also sinnvoll, diese Abläufe 
und die „Verführung“, den Empfehlun­
gen von System 1 blind zu folgen, zu hin­

terfragen. Dann würde man (z. B. in For­
schungsprojekten) auch die Hintergründe 
und Ursachen von polizeilichem Handeln 
besser erkennen – wie wir dies beispiels­
weise in unserem Forschungsprojekt zu 
„Police Use of Force“ gemacht haben, wo 
wir die „System-1-Motive“ bei exzessivem 
Gewalthandeln von Polizeibeamten inter­
national vergleichend untersucht haben.8

Polizeiwissenschaft und  
Kriminalistik
Zurück zur Polizeiwissenschaft: Nach wie 
vor wundern sich die Kolleginnen und 
Kollegen aus Wissenschaft und Praxis im 
Ausland darüber, dass wir in Deutschland 
überhaupt die Diskussion führen, ob „es 
eine Polizeiwissenschaft braucht“. „Poli­
cing“ und „Police Science“ sind dort un­
bestritten anerkannte und wichtige Ele­
mente an Hochschulen und in der Praxis. 
Ebenso ist eigentlich unbestritten, dass 
es notwendig ist, Kriminalistik wissen-
schaftlich zu betreiben und auch ent-
sprechend zu lehren. Die Schließung der 
Sektion Kriminalistik an der Berliner 
Humboldt-Universität gegen das aus-
drückliche Votum der Fakultät selbst, 
der Kriminalisten wie Kriminologen 
auch in den alten Bundesländern und bis 
hinauf zum BKA war eine wendebeding-
te Fehlentscheidung mit schwerwiegen-
den Folgen9. Bedingt (auch) durch die 
Einführung der Bachelorausbildung in 
der Polizei blieb und bleibt die wissen-
schaftliche Kriminalistik weitgehend auf 
der Strecke. 
Es ist offensichtlich, dass das zeitlich be­
schränkte, inhaltlich aber überaus breite 
(zu breite?) Bachelorstudium an den Poli­
zei-Fachhochschulen dazu führt, dass die 
Kriminalistik nur rudimentär vermittelt 
werden kann. Viele Studierende beklagen 
dies auch und fühlen sich nicht genügend 
für eine entsprechende Tätigkeit qualifi­
ziert. Dabei wird offensichtlich verkannt, 
dass auch Schutzpolizisten kriminalisti­
sche Tätigkeiten wahrnehmen, wenn auch 
oftmals ohne dass ihnen dies bewusst ist. 
Vor allem in den Ländern, in denen die 
Ermittlungs- und Aufklärungsarbeit im 
Bereich der Alltagskriminalität weitestge­
hend auf die Schutzpolizei übertragen ist, 
führt dies zu Risiken und Spätfolgen, die 
zu wenig beachtet werden. 
Dem kann auch die DHPol nicht abhelfen. 
Denn dort liegen die Schwerpunkte auf 

dem Studium der Polizeiführungskräfte 
und weniger im kriminalistischen Alltags­
geschäft, das aber oftmals entscheidend ist 
für den Erfolg oder Misserfolg eines Straf­
verfahrens. Spuren, die nicht richtig oder 
nicht rechtzeitig gesichert wurden, Er­
mittlungen, die einseitig geführt wurden, 
Hinweise, denen zu spät nachgegangen 
wurde, oder andere Fehler im und vor al­
lem zu Beginn des Ermittlungsverfahren 
werden – auch bedingt durch die Überlas­
tung der Staatsanwaltschaft – oftmals erst 
im Prozess bekannt und/oder durch Ver­
teidiger aufgedeckt. 
Hier wäre eine bessere Aus- und Fortbil-
dung der Kriminalisten, wie sie der BDK 
seit Jahren fordert, nicht nur angebracht, 
sondern dringend notwendig. Umso un-
verständlicher ist es, dass die Innenmi-
nister der Länder sich bislang geweigert 
haben, einen Studiengang Kriminalis-
tik an der DHPol einzurichten – womit 
man im Übrigen auch den Anforderun-
gen des Wissenschaftsrates für die Ak-
kreditierung der Einrichtung, wonach 
eine Hochschule mindestens zwei Studi-
enangebote vorhalten muss, entsprechen 
würde.10 
Diese Lücke im System muss alsbald ge­
schlossen werden, will man den techno­
logischen und strukturellen Herausforde­
rungen der Zukunft entgegentreten und 
wissenschaftlich auf dem Niveau mithal­
ten, wie es internationaler Standard ist. 
Sich immer nur über die niedrige Auf­
klärungsquote zu beklagen, sich aber 
nicht mit den Ursachen dafür zu beschäf­

Prof. Dr. Thomas Feltes, juristische Fakultät 
Ruhr-Universität Bochum



Wissenschaft und Polizei

20 der kriminalist 10/2015  Bund Deutscher Kriminalbeamter

tigen, wirft kein gutes Licht auf die Poli-
tik. Wir haben es in Bochum vorgemacht, 
wie man Kriminologie und Polizeiwissen-
schaft wissenschaftlich attraktiv anbie-
ten kann. Auch nach mehr als 10 Jahren 
und rund 600 Absolventen des weiterbil-
denden Masterstudiums ist die Nachfrage 
ungebrochen. Die Absolventen profitieren 
dabei in unterschiedlicher Weise von der 
Qualität des Abschlusses.

Warum also tun wir uns mit  
„Polizeiwissenschaft“ so schwer 
in Deutschland? – Ursachen eines 
(programmierten?) Scheiterns
Warum also tun wir uns mit „Polizeiwis-
senschaft“ so schwer in Deutschland? Um 
dies zu verstehen, muss man sich als erstes 
vor Augen führen, dass die deutsche Ge-
schichte zu einer Abkapselung der Polizei 
und der Polizeiausbildung geführt hat, die 
nach wie vor aufrechterhalten wird – trotz 
besseren Wissens und deutlich höheren 
Kosten der Ausbildung. Der Weg aus die-
ser Sackgasse wird seit Jahrzehnten ange-
mahnt, leider ohne Erfolg. Dabei müsste 
man aber auch die Frage stellen, woher 
die Angst vor der Öffentlichkeit bzw. der 
Öffnung der Ausbildungseinrichtungen 
rührt und warum die interne Subkultur 
so gepflegt wird. Noch scheint der Rech-
nungshof die teure Polizeiausbildung zu 
akzeptieren, auch in Bereichen, in denen 
vergleichbare oder bessere Bewerber auf 
dem freien Markt verfügbar sind. Aber 
wie lange noch?
Hinzu kommt, dass Sozialwissenschaft 
und Kriminologie in den 1960er- und 
1970er-Jahren die Polizeipraxis ver-
schreckt haben – mit im wahren Sinn des 
Wortes traumatischen Folgen. Die Angst 
davor, dass ein Forschungsergebnis nicht 
so ausfällt, wie es der Mainstream der Po-
lizei erwartet, ist riesig. Gleichzeitig ist das 
Vertrauen in die (per definitionem) unab-
hängige Wissenschaft und Forschung ge-
ring. Dies hängt auch damit zusammen, 
dass engagierte Soziologen damals zu ei-
ner empirisch – wenn überhaupt – dann 
nur schwach gestützten Verurteilung der 
Polizei als „Büttel des Kapitals“ kamen 
und damit sich den Zorn von Ermittlern 
und Behörden zuzogen.
Jo Reichertz: „Die Polizei … hat es in 
Deutschland immer wieder verstanden, 
sich die vermeintlich schlecht gesonnenen 
Sozialwissenschaftler vom Leibe zu halten. 

Dürfen sich ,polizeifremde‘ Soziologen (= 
an Universitäten oder unabhängigen For-
schungsinstituten beschäftigt) ausnahms-
weise diesem Feld einmal nähern, dann 
werden sie auch heute noch meist mit Ak-
ten alter Fälle, offiziellen Verlautbarun-
gen (Interviews), simuliertem polizeilichen 
Handeln, aber vor allem mit einer Fülle von 
Statistiken ,abgespeist‘.“11

Bei alle dem fühlen sich Polizei und Po-
litik wohl in ihrer Nische. Es gibt (noch) 
keinen öffentlichen Druck, an der aktu-
ellen Situation etwas zu ändern. Das liegt 
vor allem daran, dass die Polizei ihre Ar-
beit gut verrichtet und ein großes Ansehen 
und Vertrauen in der Bevölkerung hat. 
Aber gerade wenn man etwas gut macht, 
sollte man keine Angst davor haben, dass 
sich Wissenschaft und Forschung der ei-
genen Arbeit annehmen. Gerade dann 
sollte man sogar ein Interesse daran ha-
ben, das „gute Gemachte“ auch wissen-
schaftlich bescheinigt zu bekommen. Ver-
trauen kann auch verspielt werden – und 
einmal verloren gegangenes Vertrauen ist 
sehr schwer zurückzugewinnen.
Zudem hat die Politik direkten Zugriff auf 
die Polizei: Alle entscheidenden Positio-
nen werden von der Politik besetzt. Damit 
ziehen beide, Politik und Polizei, an einem 
Strang, wenn es um die Abschottung nach 
außen geht (Bsp.: Polizeiliches Fehlverhal-
ten). Diese unheilige Allianz von Politik 
und Polizei kann aber nicht im Interesse 
der Polizei sein. Denken wir nur daran, 
wie schlecht das Image der Politik(er) ist. 
Hat die Polizei keine Angst, in diesen Sog 
von Partikular- oder gar Parteiinteressen 
gezogen zu werden? Und: Wen vertritt die 
Polizei eigentlich? In den sog. „Staaten im 
Umbruch“ predigen wir, dass die Polizei 
auf Seiten der Bürger und nicht der Poli-
tik stehen muss.

Wissenschaft als Helfer  
in der Not?
Leider wird Wissenschaft in und von der 
Polizei oftmals auch eindimensional als 
Hilfswissenschaft zur Bestätigung der ei-
genen Arbeit oder der Optimierung ver-
standen. Vor nicht allzu langer Zeit 
wurden weitestgehend bedenkenlos (wis-
senschaftlich durchaus zweifelhafte) Er-
gebnisse aus dem Bereich der Betriebs-
wirtschaft und des Public Managements 
in die Polizei übernommen. Die Über-
nahme wurde sogar politisch angeordnet. 

Polizei wurde mit „Verwaltung“ gleichge-
setzt, obwohl sie der Exekutive, also der 
vollziehenden oder ausübenden Gewalt 
(sic!) zugehört (dazu später mehr). Dabei 
ist die Entfernung zur Verwaltung deut-
lich größer als die zur Judikative – nur 
wird dies leider beständig verkannt (Bsp.: 
Abschaffung des typisch deutschen Lega-
litätsprinzips in bestimmten Bereichen12).
Die negativen Auswüchse, die dies zur 
Folge hatte, sind allgemein bekannt. Die 
möglichen Vorteile (bspw. dezentrales 
Budget, mehr Eigenverantwortlichkeit) 
wurden schnell wieder eingefangen. Um-
gekehrt wurden kreative, für polizeiliches 
Handeln passende Lösungen (wie die Ein-
führung eines „Advocatus Diaboli“ bei 
komplexen Ermittlungen in den Nieder-
landen) mit Skepsis betrachtet. 
Zunehmend wird auch (wieder) der Feld-
zugang von Ministerien und Ministern er-
schwert, die sich entweder anmaßen, 
•	 die Sinnhaftigkeit oder die Seriosität 

von Anträgen in Zweifel zu stellen 
(nach dem Motto: „Wir sind doch ei-
gentlich alle Polizeiwissenschaftler, weil 
wir von Polizei Ahnung haben – oder 
vor 20 und mehr Jahren selbst mal Po-
lizeibeamte waren“), 

•	 es methodisch besser wissen („dieses 
Konzept führt nicht zu repräsentativen 
Ergebnissen“) oder aber 

•	 ihre eigene Aschenputtel-Agenda der 
staatsnahen Forschung verfolgen: Die 
guten (Forscher) ins Töpfchen, die 
schlechten ins Kröpfchen.

Polizeiwissenschaft ist aber keine Hilfs-
wissenschaft, also – zumindest nicht pri-
mär – eine Serviceleistung für die Poli-
zei. Polizeiforschung hat die Organisation 
„Polizei“ und deren Arbeit zum Gegen-
stand. Sie untersucht die polizeiliche 
Handlungslogik, folgt ihr aber nicht. Sie 
untersucht das Geschäft der Polizei, be-
treibt es aber nicht selber (wie Jo Rei-
chertz dies formuliert).
Übrigens: Auf die Differenzierung „Poli-
zeiwissenschaft“ – „Polizeiforschung“ ge-
he ich an dieser Stelle nicht ein, da ich un-
terstelle, dass jedem bewusst ist, dass es 
eine Wissenschaft ohne eigene Forschung 
genauso wenig geben kann wie Forschung 
ohne eine handlungsleitende Theorie, 
d. h. Wissenschaft.
Gewiss müssen Wissenschaftler (auch da-
rauf hat Jo Reichertz oft genug hingewie-
sen) sicherstellen, dass ihre Ergebnisse 
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an die Praxis „anschlussfähig“ sind. Aber 
niemand kann ernsthaft von der Wissen-
schaft fordern, sie dürfe dem Einzelnen 
vor Ort nicht mehr und nichts anderes er-
zählen, als dieser aufgrund seiner Praxis 
schon weiß. Perspektivenüberschreitung 
und Perspektivenerweiterung machen 
nämlich erst Wissenschaft aus. Wer ande-
res erwartet, verkennt Wissenschaft und 
tut der Polizei keinen Gefallen.13

Von Hofnarren und  
Hofwissenschaftlern
Denn eine Haus- und Hofwissenschaft 
kann keine seriösen Erkenntnisse brin-
gen, noch weniger Forscher, die man sich 
als Hofnarren hält und denen man ab und 
zu mal ein paar Brosamen vorwirft. Man 
kann zu parlamentarischen Anhörungen 
diejenigen einladen, die den jeweiligen 
Fraktionen ihre ohnehin vorab festgeleg-
ten Auffassungen pseudowissenschaftlich 
bestätigen. Und zunehmend suchen sich 
auch Journalisten die Wissenschaftler aus, 
die mit ihren abgeschnittenen O-Tönen 
die Tendenz ihres Beitrages vertreten. Wi-
derspruch unerwünscht. Richtige Wissen-
schaft aber geht anders.
Es darf aber auch niemand erwarten, dass 
Wissenschaft immer und überall etwas 
Neues oder etwas anderes herausfindet. 
Das Argument „Das wussten wir doch 
schon“ ist kein Argument gegen Wissen-
schaft, sondern eine wünschenswerte Be-
stätigung, dass Forschung funktioniert. 
Umgekehrt sollte man dann aber auch ak-
zeptieren, wenn sie zu anderen Ergebnis-
sen kommt – und alles daran setzen, das 
empirisch und wissenschaftlich seriös zu 
widerlegen, wenn man es nicht akzeptiert 

– und nicht, das Ergebnis zu diffamieren. 
Dennoch hat Polizeiwissenschaft auch 
in Deutschland eine Zukunft – trotz des 
gründlich missratenen Starts. Ende 2013 
haben wir in Bochum zusammen mit dem 
Arbeitskreis Empirische Polizeiforschung 
und der Fachhochschule für öffentliche 
Verwaltung NRW ein Symposium zu dem 
Thema „Hat die deutsche Polizeiwissen-
schaft eine Zukunft?“ veranstaltet. Die 
Fragestellung war und ist angemessen, 
denn 13 Jahre nach der Denomination des 
Bochumer Lehrstuhls mit „Polizeiwissen-
schaften“ (2002) und sechs Jahre nach der 
ersten Besetzung des Lehrstuhls für Poli-
zeiwissenschaft an der Deutschen Hoch-
schule der Polizei im Jahre 2007 war eine 
kritische Bestandsaufnahme sinnvoll und 
notwendig geworden. 

„Vorwärts Kollegen,  
wir müssen zurück“
Jo Reichertz hat in seinem Beitrag, der 
wie andere Beiträge auch im Themen-
Sonderheft der Zeitschrift „Polizei & Wis-
senschaft“ (1/2015) veröffentlicht wur-
de, darauf hingewiesen, dass viele, die an 
der Bochumer Tagung teilgenommen ha-
ben, bereits 2007 an einer Tagung an der 
DHPol beteiligt waren und dass vieles von 
dem, was in Bochum gesagt wurde, bereits 
dort und an anderen Orten gesagt wurde. 
Beides könnte ein Indiz dafür sein, dass 
die gleichen Protagonisten die gleichen 
Inhalte behandeln. Böse könnte man sa-
gen: sie weiterhin breittreten. Neu sei – so 
Reichertz – die vermehrt zu hörende Kla-
ge gewesen, mit der Polizeiwissenschaft 
ginge es nicht mehr recht aufwärts – was 
dann ja der Realität entspräche. 

Es lohnt sich, die Antwort von Jo Rei-
chertz, der immerhin seit gut 30 Jahren 
Polizeiwissenschaft betreibt, nachzule-
sen. Im Ergebnis fordert er, sich darauf zu 
besinnen, dass die Polizei eine bestimm-
te Aufgabe für die Gesellschaft zu bewäl-
tigen hat. Entsprechend müsse eine Wis-
senschaft betrieben werden, die – so Jo 
Reichertz – „sich der Untersuchung die-
ser Aufgabe verschreibt, die also auch fragt, 
wie (sehr) sich diese Aufgaben gewandelt 
haben und ob und wie und mit welchen 
Folgen die Polizei als Institution und Orga-
nisation in der Lage ist, diese gesellschaftli-
chen Aufgaben (noch) zu meistern“.14 

Joachim Kersten, von 2007 bis 2013 Lei-
ter des Fachgebietes „Allgemeine Polizei-
wissenschaft“ an der DHPol und berufen, 
um die Polizeiwissenschaft dort zu einem 
„Leuchtturm“ zu entwickeln, hat in Bo-
chum mitdiskutiert und in einigen Ver-
öffentlichungen der letzten Jahre Stellung 
bezogen. Er hat dabei indirekt wohl auch 
die Frage beantworten wollen, warum die 
Polizeiwissenschaft an der DHPol in den 
letzten Jahren von ihm nicht so entwickelt 
werden konnte, wie es die Gründungs-
väter der Hochschule – ich als damaliges 
Mitglied der Akkreditierungskommission 
und späteres Senatsmitglied – gerne gese-
hen (und gefordert) hätten. 
Inzwischen erscheint es kaum noch nach-
vollziehbar, dass damals sogar die Po-
litik in § 4 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Deutsche Hochschule der Polizei (DH-
PolG) von 2005 die Förderung der Poli-
zeiwissenschaft explizit als Aufgabe der 
Hochschule benannte. Danach hat die 
Hochschule die Aufgabe, „die Polizeiwis-
senschaft durch Forschung, Lehre, Studi-
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um und Weiterbildung zu pflegen und zu 
entwickeln“. Man könnte meinen, dass ei­
ne derart prominent im Gesetz veranker­
te Vorgabe auch umgesetzt wurde. Leider 
muss man feststellen, dass dies nicht oder 
zumindest nicht in dem Maße erfolgt ist, 
wie man es sich als Polizeiwissenschaftler 
(und vielleicht auch als Politiker, der ei­
nen solchen Auftrag ins Gesetz schreibt) 
wünschen würde – Wissenschaftsfreiheit 
hin oder her.15 
Was Kersten in einer seiner Veröffentli­
chungen als „Perspektiven der Polizei­
wissenschaft16“ überschreibt, ist in Wirk­
lichkeit eine Auflistung von Mängeln in 
der Polizei, die er dafür verantwortlich 
macht, dass sich die Polizeiwissenschaft 
in Deutschland nicht entsprechend ent­
wickelt. Er nimmt als Anhaltspunkt die 
Tatsache, dass das Berufsfeld Polizei kei­
ne oder zu wenig Ansatzpunkte dafür bie­
tet, dass man die Polizei als Profession 
bezeichnen könnte – und dies sei Voraus­
setzung für eine „Wissenschaft“. 
Selbst wenn man den inhaltlichen Argu­
menten von Kersten folgt (Stichworte: 
Qualifikation der Lehrenden an Polizei­
hochschulen, Fehlerkultur in der Polizei, 
Angst vor „Verwissenschaftlichung“), so 
bleibt die Frage, was denn zuerst da sein 
muss: Das Ei der Polizeiwissenschaft oder 
die Henne der Profession Polizei. Mei­
ne Meinung ist hier eindeutig: Eine echte 
Professionalisierung kann nur einherge­
hen mit einer Verwissenschaftlichung der 
Profession. Der Praxis den Schwarzen Pe­
ter zuzuschieben, ist ungerecht und trägt 
nicht zur Lösung des Problems bei. 
Allerdings spricht auch die Tatsache, dass 
die Nachfolge auf diese Stelle bis heute 
nicht besetzt ist, ebenfalls Bände. Die zu 
hörende Begründung, dass es keine „ge­
eigneten Bewerber“ gebe, ist vordergrün­
dig und eigentlich sogar verlogen: Zum 
einen kann man nicht erwarten, dass es ha­
bilitierte Polizeiwissenschaftler gibt, wenn 
diese Wissenschaftsdisziplin erst aufgebaut 
werden soll. Es muss darum gehen, jeman­
den zu finden, der bereit und in der Lage 
ist, die Kärrnerarbeit der wissenschaftli­
chen Fundierung dieser Disziplin zu über­
nehmen. Und das kann jeder, der Wissen­
schaft gelernt hat. Zum anderen gibt es 
durchaus qualifizierte Polizeiwissenschaft­
ler, die man aber offensichtlich aus be­
stimmten Gründen (vielleicht, weil sie die 
Arbeit zu gut machen würden?) nicht be­

rufen will. Konsequent wäre es hier eigent­
lich gewesen, das Auswahlverfahren einer 
externen Berufungskommission zu über­
tragen, um interne Interessen von vorne­
herein auszuschließen und eine auch nach 
außen transparente Lösung zu finden.

Verwaltungs- und  
Sicherheitswissenschaft  
statt Polizeiwissenschaft?
Wer soll sich mit Policing oder Polizieren 
beschäftigen, wenn nicht die Polizeiwis­
senschaft? Policing oder Polizieren meint 
das gesamte staatliche, private, von Ver­
bänden und Bürgerinitiativen getragene 
Handeln, das auf die Erreichung und Er­
haltung von „innerer Sicherheit“ zielt.17 
Wichtig ist dabei der über den Aspekt der 
Polizeiarbeit im engeren Sinne hinausge­
hende Ansatz, um zu verdeutlichen, dass 
an der Herstellung des Konstrukts „inne­
re Sicherheit“ verschiedenste Akteure be­
teiligt sind, deren Rolle und Funktion zu 
untersuchen ist. 
Polizieren beschreibt auch den Kampf der 
beteiligten Akteure um die Rechtfertigung, 
Verankerung und Durchsetzung bestimm­
ter Handlungsstrategien innerhalb einer 
bestimmten Gruppe und in der Gesell­
schaft. Dementsprechend ist „Polizeiwis­
senschaft“ die eigenständige Wissenschaft 
von der Polizei und anderen Sicherheits­
dienstleistern, deren Handeln im Kontext 
der Gewährleistung von individueller Si­
cherheit und der politischen Verortung 
und Bewertung dieser Aufgaben.
Dies hat nichts mit „Verwaltungswissen­
schaft“ zu tun, der es primär darum geht, 
die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
trotz zunehmender Komplexität und Dy­
namik der Entwicklung möglichst effi­
zient und effektiv zu gestalten. Wer (wie 
der Präsident der DHPol, der Politikwis­
senschaftler Hans-Jürgen Lange) zwar Po­
lizeiforschung will, aber dies unter dem 
Fach der Verwaltungswissenschaft(en), 
der verkennt, dass jede Wissenschaft ein 
eigenes Profil und einen eigenen An­
spruch hat.18 
Zudem sollte dann die DHPol konsequen­
terweise als Fachbereich in die Deutsche 
Universität für Verwaltungswissenschaf­
ten in Speyer integriert werden. Damit wä­
ren dann auch alle statusrechtlichen und 
Akkreditierungsprobleme der DHPol er­
ledigt (auch das Promotionsrecht wäre ge­
geben), sofern Verwaltungsrat und Senat 

der Hochschule in Speyer dem zustim­
men (was dann auch ein Lackmus-test für 
die Wissenschaftlichkeit der DHPol wäre). 
Das Polizeistudium könnte dann als vier­
tes Masterstudium dort angeboten werden.
Dieser Ansatz und Anspruch muss, zu­
gegebenermaßen, für die Polizeiwissen­
schaft noch weiterentwickelt werden. Zu 
behaupten, es sei innerhalb von 10 Jahren 
nicht gelungen, die Polizeiwissenschaft 
voranzutreiben, verkennt den langen 
Atem, den man in diesem Bereich braucht 
und der wissenschaftstheoretisch auch 
notwendig ist. Selbst heute zweifelsfrei 
akzeptierte Wissenschaften wie die Physik 
oder die Chemie sind nicht innerhalb von 
10 Jahren „gegründet“ worden. Dieser 
Prozess hat Jahrhunderte gedauert. Solan­
ge sollte man der Polizeiwissenschaft si­
cherlich nicht geben, aber bereits nach 10 
Jahren – und ohne einen wirklich ernst­
haften Versuch gemacht zu haben – diese 
Pflanze unterzupflügen, ist unangebracht 
und wirft die Frage nach dem dahinterste­
henden Interessen bzw. dem „hidden cur­
riculum“ auf. 
Richtig ist, dass die Verwaltungswissen­
schaften Strukturen und Prozesse in Staat 
und Verwaltung untersuchen und es da­
her naheliegt, sich den Verwaltungswis­
senschaften anzunähern bzw. zu unter­
suchen, welche Parallele es zwischen 
Polizei- und Verwaltungswissenschaften 
gibt. Richtig ist auch, dass dies bislang zu 
wenig getan wurde. Allerdings darf dabei 
nicht verkannt werden, dass es sich bei der 
Polizei nicht nur um eine Eingriffsverwal­
tung in der klassischen Handlungsform 
der Gefahrenabwehr handelt. Vielmehr ist 
die Polizei eben auch strafverfolgend tä­
tig und hat daher eine durch ihren Auf­
trag bedingte starke Nähe zu Staatsan­
waltschaft und Justiz sowie zu anderen 
Institutionen, die innere Sicherheit her­
stellen. Dies alles kann im Rahmen der 
Verwaltungswissenschaften nur unzurei­
chend thematisiert und untersucht wer­
den. Hinzu kommt, dass der Polizei auch 
historisch betrachtet eine andere Rolle zu­
kommt als der „normalen“ Verwaltung. 
Polizei repräsentiert das Gewaltmonopol 
des Staates und ist in dieser Form einma­
lig. Daher gibt es gute Gründe, eine eigene 
Polizeiwissenschaft zu fordern.
Polizeiwissenschaft benötigt einen insti­
tutionellen Rahmen nicht nur an Polizei-
Hochschulen und Akademien, denn dies 
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alleine würde das Nischendasein verfesti-
gen. Eine Wissenschaftsdisziplin und eine 
Forschung, die sich lediglich an Fachhoch-
schulen etabliert, wird auch mittelfristig 
im universitären Bereich nicht angemes-
sen wahrgenommen werden.19 Zu groß 
ist nach wie vor die Kluft zwischen Fach-
hochschulen und Universitäten, trotz al-
ler (oftmals scheinheiligen) Bekundungen 
vonseiten der Politik und der Universitä-
ten, hier für mehr Durchlässigkeit zu sor-
gen. Das beste Beispiel ist die in fast allen 
Hochschulgesetzen der Länder veranker-
te Möglichkeit der Promotion von Fach-
hochschulabsolventen, die in der Praxis 
dann durch die in der ausschließlichen 
Verantwortung der Fakultäten und Uni-
versitäten stehenden Promotionsordnun-
gen oftmals ausgebremst wird.20

Dabei zeigt die Tatsache, dass der DHPol 
das im Gesetz verankerte Promotionsrecht  
vom Wissenschaftsrat im Jahre 2013 aber-
kannt wurde (auch wenn die Hochschu-
le aufgrund einer Entscheidung des Wis-
senschaftsministeriums in NRW den Titel 
weiter vergeben darf), dass es nicht nur 

um vordergründige (standes-)politische 
Streitereien geht, sondern dass es auch 
an wissenschaftlicher Substanz und kriti-
scher Masse mangelt.21 Statt sich auf der 
doch sehr vordergründigen Entscheidung 
des Wissenschaftsministeriums auszuru-
hen, sollte die Hochschule die Mahnung 
des Wissenschaftsrates ernst nehmen, sich 
inhaltlich mit den Gründen für die Ver-
weigerung beschäftigen und alles daran-
setzen, die institutionellen und wissen-
schaftlichen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass sie auch außerhalb der Poli-
tik und in der restlichen Wissenschaft als 
„promotionsfähig“ wahrgenommen wird. 
Wer ein Votum des Wissenschaftsrates 
mit einer politischen Entscheidung glaubt 
außer Kraft setzen zu müssen (oder sich 
auf eine solche politische Entscheidung 
stützt), droht die eigene wissenschaftliche 
Glaubwürdigkeit zu verlieren. 
Im Übrigen lässt sich das Grundproblem 
auch nicht lösen, wenn wir Polizeiwissen-
schaft als Begriff aufgeben, wie Karlhans 
Liebl dies fordert.22 Er verweist darauf, 
dass sich der Begriff „Polizeiwissenschaft“ 

aufgrund der Nichtakzeptanz nicht eta-
blieren konnte. Er plädiert für die Ein-
führung des Begriffs „Sicherheitswissen-
schaft“, der seiner Meinung nach auf mehr 
Akzeptanz stoße. Ob dieser Austausch des 
Etiketts tatsächlich mehr Substanz bringt, 
mag man bezweifeln. Zu nahe erscheint 
mir dies an der schon jetzt von Technik 
dominierten Sicherheitsforschung23, in 
der technologische und technische Frage-
stellungen überwiegen. 
Wurde hier eigentlich im Vorfeld gefragt, 
wo es Lücken in der Sicherheit gibt? Hätte 
man dies getan, dann wäre man vielleicht 
auf andere Themen gekommen als die, über 
die aktuell geforscht wird. Zum Beispiel 
wäre man auf die zunehmende Kluft zwi-
schen Arm und Reich gestoßen, die dazu 
führt, dass ein Teil der Gesellschaft abge-
hängt wird – was nicht nur ein Sicherheits-
risiko ist. Die Entscheidung der Förderung 
kann als eine politische Entscheidung gese-
hen werden, als ein riesiges Sponsorenpro-
gramm für die Privatwirtschaft, um wirt-
schaftliche Mittel dort auf Umwegen zu 
Verfügung zu stellen. So wird von anderen 
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sozialen Problemen und den Verwerfun-
gen in der Gesellschaft abgelenkt. Wissen-
schaftskollegen haben ausgerechnet, was 
man mit den Hunderten von Millionen Eu-
ro im Bereich Bildung machen könnte und 
welche positiven Auswirkungen dies auf die 
Kriminalitätsrate haben würde.24 Bei Geset-
zen nennen wir das symbolische Gesetz-
gebung. Hier geht es um die Feigenblatt-
Funktion der Sozialwissenschaftler.
Ich folge dann doch eher dem ehemali-
gen Präsidenten des Landeskriminalam-
tes Nordrhein-Westfalen, Wolfgang Gatz-
ke, der meint, dass die Polizei auf eine 
zielgerichtete und systematische Integra-
tion und Nutzung wissenschaftlicher For-
schung angewiesen ist. Seiner Meinung 
nach bedürfen polizeiinterne, universitäre 
und sonstige Forschungsinstitute verän-
derter Rahmenbedingungen, Strukturen 
und Ressourcen. Erforderlich seien eine 
nachhaltige Verzahnung der Forschungs-
landschaft, funktionierende Strukturen 
des Wissenstransfers und ein institutiona-
lisierter Diskurs zwischen Wissenschaft, 
Politik und Praxis.25 Wer, wenn nicht die 
DHPol, sollte diese Aufgabe übernehmen?
Forschung ohne Wissenschaft bleibt the-
orielos und damit beliebig. Sie ist poli-
tischen Einflussnahmen ausgesetzt, die 
man goutieren kann, wenn sie einen be-
günstigen, die man aber generell ableh-
nen sollte. Polizeiwissenschaft entwickelt, 
wie Rafael Behr feststellt, durchaus eine 
eigene Perspektive und gewinnt an Be-
deutung, indem sie einen allgemein be-
kannten Gegenstand („das Polizieren“) 
theoretisch und empirisch neu erschließt. 
Er plädiert dafür, den Kontext von Po-
lizei zu analysieren und die „Theorie der 
Praxis“ der Polizei weiter voranzutrei-
ben. Dazu sei Polizeiwissenschaft wichtig, 
„als intellektuelle und institutionalisierte 
Plattform zum Herstellen der ,Bedingun-
gen der Möglichkeit‘ der (Weiter-)Ent-
wicklung einer neuen Disziplin bzw. einer 
neuen Perspektive auf das Polizieren“.26 

Fazit
Nur wenn die tatsächlich gut in Deutsch-
land repräsentierte Polizeiforschung es 
schafft, sich selbst den notwendigen the-
oretischen Überbau zu geben (also eine 
Polizeiwissenschaft zu gründen), kann 
sie vermeiden, in anderen Wissenschafts-
disziplinen wie Soziologie oder Verwal-
tungswissenschaft unterzugehen. Dieser 

Untergang würde bedeuten, dass wir ei-
ne methodische und auch inhaltliche Prä-
disposition dessen hätten, was Polizeifor-
schung kann, soll und darf. Das Sagen 
haben dann andere, die Polizei hätte das 
Heft des Handelns ein für alle Male aus 
der Hand gegeben – was doch eigentlich 
sehr untypisch für sie ist. 
Noch liegt es an ihr selbst und an den Po-
lizeiforschern, diesen Tendenzen geschlos-
sen entgegenzuwirken. Allerdings ist zu 
befürchten, dass die deutsche Polizeiwis-
senschaft als kleines Pflänzchen zwischen 
mächtigen Protagonisten anderer Wissen-
schaftsdisziplinen zerdrückt wird, zumal 
wenn sich die DHPol offensichtlichem po-
litischen Druck beugt und darauf drängt, 
dass das Lehrgebiet „Polizeiwissenschaft“ 
abgeschafft und das Gesetz geändert wird. 
Das wäre schade, ja sogar peinlich (weil 
Eingeständnis eigenen Unvermögens) und 
weder der Polizei als Institution noch der 
inneren Sicherheit zuträglich.
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